
  

A. Problem und Ziel

Die Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OVCW) hat den
Vertragsstaaten eine Modifikation des bisherigen Vertragstextes emp-
fohlen. Diese besteht in einer Ergänzung des Teils V des Verifikations-
anhangs zu dem Übereinkommen. Mit der Änderung wird die Frist neu
bestimmt, bis zu der ein dem Chemiewaffenübereinkommen nach
dem 29. April 2003 beigetretener Vertragsstaat eine ehemalige Ein-
richtung zur Herstellung chemischer Waffen für nach dem Überein-
kommen nicht verbotene Zwecke umgestellt haben muss. Diese
Umstellung muss so schnell wie möglich abgeschlossen sein, aber in
keinem Fall später als sechs Jahre nach Inkrafttreten des Abkommens
für den betroffenen Staat.

Damit die Änderung des Übereinkommens nach dem in seinem Arti-
kel XV Abs. 5 vorgesehenen Verfahren für die Bundesrepublik Deutsch-
land in Kraft treten kann, ist eine innerstaatliche Umsetzung durch
Rechtsverordnung der Bundesregierung erforderlich. Gesetzliche
Grundlage ist Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 1994 zum Chemie-
waffenübereinkommen vom 13. Januar 1993 (BGBl. 1994 II S. 806).

B. Lösung

Verabschiedung der „Zweiten Verordnung zu einer verwaltungsmäßi-
gen Modifikation des Chemiewaffenübereinkommens“.

C. Alternative

Keine
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D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

Keine

E. Sonstige Kosten

Ländern und Gemeinden entstehen durch die Verordnung keine zu-
sätzlichen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und Preisniveau, insbesondere das
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, den 3. November 2004
Der Bundeskanzler

An den
Präsidenten des Bundesrates

Hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene

Zweite Verordnung zur verwaltungsmäßigen Modifikation des
Chemiewaffenübereinkommens

mit Begründung und Vorblatt.

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2
des Grundgesetzes herbeizuführen.

Federführend ist das Auswärtige Amt.

Gerhard Schröder
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Auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes vom 5. Juli 1994 zum Chemiewaffen-
übereinkommen vom 13. Januar 1993 (BGBl. 1994 II S. 806) verordnet die
Bundesregierung:

Artikel 1

Die am 14. Oktober 2004 vom Exekutivrat der Organisation für das Verbot
chemischer Waffen (OVCW) empfohlene Modifikation des Teils V des Veri-
fikationsanhangs zum Chemiewaffenübereinkommen wird hiermit in Kraft ge-
setzt. Die Modifikation wird nachstehend mit einer amtlichen deutschen Über-
setzung veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tag in Kraft, an dem die vom Exekutivrat
der OVCW zur Annahme empfohlene Modifikation des Chemiewaffenüberein-
kommens nach dessen Artikel XV Abs. 5 für die Bundesrepublik Deutschland in
Kraft tritt.

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tag außer Kraft, an dem das Chemie-
waffenübereinkommen für die Bundesrepublik Deutschland außer Kraft tritt.

(3) Der Tag des Inkrafttretens und der Tag des Außerkrafttretens sind im Bun-
desgesetzblatt bekannt zu geben.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Berlin, den 2004

D e r  B u n d e s k a n z l e r

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e s  A u s w ä r t i g e n

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e r  Ve r t e i d i g u n g

E n t w u r f

Zweite Verordnung
zu einer verwaltungsmäßigen Modifikation

des Chemiewaffenübereinkommens

Vom 2004
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Begründung der Verordnung

Artikel 1

Die Bundesregierung ist durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 1994 zu dem
Übereinkommen (BGBl. 1994 II S. 806) ermächtigt, Modifikationen verwaltungs-
mäßiger oder technischer Art nach Artikel XV Abs. 4 des Übereinkommens
durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen .

Artikel 2

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
Abs. 2 des Grundgesetzes.

Absatz 2 legt den Zeitpunkt fest, an dem die Verordnung außer Kraft tritt.

Nach Absatz 3 ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens und Außerkrafttretens der
Verordnung im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Die Verordnung bedarf entsprechend der gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage
und damit gemäß Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes der Zustimmung des
Bundesrates.

Schlussbemerkung

Die Bundesrepublik Deutschland ist von dieser Modifikation des Chemiewaffen-
übereinkommens nicht betroffen, da sie keine Einrichtung zur Herstellung che-
mischer Waffen besitzt.

Durch den Vollzug der Rechtsverordnung entstehen keine zusätzlichen Kosten
für die öffentlichen Haushalte.
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“(72bis) If a State ratifies or accedes to
this Convention after the six-year period
for conversion set forth in paragraph 72,
the Executive Council shall, at its second
subsequent regular session, set a deadline
for submission of any request to convert a
chemical weapons production facility for
purposes not prohibited under this Con-
vention. A decision by the Conference to
approve such a request, pursuant to para-
graph 75, shall establish the earliest prac-
ticable deadline for completion of the con-
version. Conversion shall be completed as
soon as possible, but in no case later than
six years after this Convention enters into
force for the State Party. Except as modi-
fied in this paragraph, all provisions in
Section D of this Part of this Annex shall
apply.”

«(72bis) Si un État ratifie la présente
Convention ou y adhère après la période
de six ans prévue pour la conversion, aux
termes du paragraphe 72, le Conseil, à sa
deuxième session ordinaire suivante, fixe
une date limite pour la soumission d’une
demande de conversion d’une installation
de fabrication d’armes chimiques à des
fins non interdites par la présente Conven-
tion. La Conférence, dans la décision de
faire droit à une demande de cet ordre,
conformément au paragraphe 75, fixe un
délai tenable qui soit le plus court possible
pour l’achèvement de la conversion. La
conversion est achevée dès que possible,
et en tout état de cause au plus tard six ans
après l’entrée en vigueur de la Convention
à l’égard de l’État partie. À l’exception des
modifications apportées par le présent
paragraphe, toutes les dispositions de la
section D de la présente partie de l’Annexe
sur la vérification s’appliquent.»

(Übersetzung)

„(72a) Für einen Staat, der dieses Über-
einkommen nach Ablauf der in Absatz 72
für die Umstellung vorgesehenen Frist von
sechs Jahren ratifiziert oder ihm beitritt,
setzt der Exekutivrat auf seiner zweiten
darauffolgenden ordentlichen Tagung eine
Frist für die Vorlage von Ersuchen um
Umstellung einer Einrichtung zur Herstel-
lung chemischer Waffen für nach diesem
Übereinkommen nicht verbotene Zwecke.
In der Entscheidung der Konferenz, ein sol-
ches Ersuchen im Einklang mit Absatz 75
zu genehmigen, ist der frühestmögliche
Zeitpunkt für den Abschluss dieser Um-
stellung festzulegen. Die Umstellung ist so
bald wie möglich, spätestens jedoch nach
Ablauf von sechs Jahren nach Inkrafttreten
dieses Übereinkommens für den jeweiligen
Vertragsstaat abzuschließen. Sämtliche
Bestimmungen des Teils V Abschnitt D des
Anhangs finden mit Ausnahme der in die-
sem Absatz geänderten Bestimmungen
Anwendung.“

Modifikation des Teils V
des Verifikationsanhangs zum Chemiewaffenübereinkommen

Nach Absatz 72 des Teils V des Verifikationsanhangs
zum Chemiewaffenübereinkommen ist folgender Absatz einzufügen:
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A. Allgemeines

Das Chemiewaffenübereinkommen vom 13. Januar 1993
(CWÜ) trat für die Bundesrepublik Deutschland am
29. April 1997 in Kraft. Mit Inkrafttreten des CWÜ wurde
die Organisation für das Verbot chemischer Waffen
(OVCW) geschaffen. Diese überwacht und gestaltet seit-
her die Implementierung des CWÜ durch den Exekutivrat
als ausführendem Organ sowie durch die Konferenz der
Vertragsstaaten (Konferenz) als Hauptorgan der Organi-
sation. Nach längeren Verhandlungen empfahl der Exe-
kutivrat am 14. Oktober 2004 gemäß Artikel XV Abs. 4 ff.
des CWÜ eine verwaltungsmäßige Modifikation von Teil V
des Verifikationsanhangs zum Übereinkommen.

Mit dieser Modifikation wird es auch den nach dem
29. April 2003 dem CWÜ beigetretenen Vertragsstaaten
möglich, innerhalb einer von der Konferenz gesetzten,
auf den Einzelfall abgestimmten Frist eine ehemalige
Einrichtung zur Herstellung chemischer Waffen (CW-
Produktionsstätte) für nach dem Übereinkommen nicht
verbotene Zwecke umzustellen (Konversion). Eine neu
bestimmte Ausschlussfrist begrenzt den zeitlichen Spiel-
raum der Konferenz. Dazu wird Absatz 72a neu in den
Teil V des Verifikationsanhangs zum CWÜ eingefügt.

Die Empfehlung des Exekutivrates gilt nach Artikel XV
Abs. 5 Buchstabe d des CWÜ als genehmigt, wenn kein
Vertragsstaat innerhalb von 90 Tagen nach Eingang der
Empfehlung dagegen Einspruch erhebt. Entsprechend
der Empfehlung des Exekutivrates gemäß Artikel XV
Abs. 5 Buchstabe g des CWÜ tritt die Modifikation mit
Notifizierung des Generaldirektors des Technischen Se-
kretariates der OVCW gemäß Absatz 5 Buchstabe f die-
ses Artikels in Kraft.

Mit der vorgelegten Rechtsverordnung der Bundesregie-
rung sollen die innerstaatlichen Voraussetzungen dafür
geschaffen werden, dass die Modifikation nach diesem
Verfahren auch für die Bundesrepublik Deutschland in
Kraft treten kann. Grundlage hierfür ist die in Artikel 2 des
Vertragsgesetzes zum CWÜ enthaltene Verordnungs-
ermächtigung.

Eine erste Verordnung zu einer verwaltungsmäßigen Mo-
difikation des Chemiewaffenübereinkommens wurde am
10. Juli 2003 erlassen (BGBl. 2003 II S. 578).

B. Besonderes

Nach der bisherigen Fassung des Chemiewaffenüberein-
kommens musste die Konversion einer CW-Produktions-

stätte spätestens am 29. April 2003 abgeschlossen sein
(Absatz 72, Teil V, Verifikationsanhang, CWÜ). Damit ist
Staaten, die nach diesem Datum dem Übereinkommen
beigetreten sind bzw. beitreten, eine Konversion verwehrt.
Sie müssten eine CW-Produktionsstätte vernichten.

Zweck der ursprünglichen Ausschlussfrist war, Staaten
mit derartigen Einrichtungen zu einer frühen Ratifikation
des am 29. April 1997 in Kraft getretenen CWÜ zu be-
wegen. Dieser abrüstungspolitische Zweck ist weitest-
gehend erreicht worden. Seit dem Ablauf des 29. April
2003 kann die Frist ihren Zweck nicht mehr entfalten.

Die Modifikation von Absatz 72, Teil V, Verifikations-
anhang, CWÜ, sieht vor, dass die Konferenz bei der Billi-
gung eines Konversionsantrages eines Vertragsstaates,
der nach dem 29. April 2003 dem CWÜ beigetreten ist,
die kürzeste, praktikable Frist für den Abschluss der Kon-
version setzen muss. Bei der Fristsetzung muss sie
berücksichtigen, dass nach dem neuen Absatz 72a eine
Konversion so schnell wie möglich, aber in keinem Fall
später als sechs Jahre, nachdem das Übereinkommen
für den betroffenen Vertragsstaat in Kraft getreten ist,
abgeschlossen sein muss. Ihre Fristsetzung muss die
Konferenz somit genau auf den Einzelfall ausrichten.

Zudem muss der Exekutivrat der OVCW in seiner zweiten
Sitzung nach Beitritt eines von dieser Modifikation be-
troffenen Staates eine Frist bestimmen, bis zu der dieser
Vertragsstaat einen Konversionsantrag stellen kann.
Damit hat der Exekutivrat die Möglichkeit, die in den
Absätzen 65 und 66, Teil V des Verifikationsanhangs zum
CWÜ festgelegten Fristen im Lichte einer Einzelfall-
prüfung zu verkürzen. Nach diesen Absätzen kann ein
Vertragsstaat einen Konversionsantrag bis zu 30 Tage
bzw. vier Jahre nach Inkrafttreten des CWÜ für ihn stel-
len.

Im Ergebnis gelten deshalb für nach dem 29. April 2003
beigetretene Vertragsstaaten strengere Bedingungen für
die zulässige Antragsfrist und die Dauer der Konversion,
als für Konversionen bis zu diesem Zeitpunkt.

Sinn und Zweck der Neuregelung ist, für die wenigen
Staaten, die dem CWÜ noch nicht beigetreten sind,
einen zusätzlichen Anreiz dafür zu schaffen. Außerdem
soll der neue Absatz sicherstellen, dass Konversionen
von den Vertragsstaaten, die die neu geschaffene Mög-
lichkeit dazu nutzen wollen, so schnell wie möglich abge-
schlossen werden.

Denkschrift
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